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Datum -

Die AnhÃ¶rungsrÃ¼ge des KlÃ¤gers gegen den Beschluss des Senats vom
17.01.2024 â�� L 8 R 539/23 â�� wird als unzulÃ¤ssig verworfen.

Â 

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten. 

GrÃ¼nde

I.

Â 

Der KlÃ¤ger wendet sich mit der am 08.02.2024 eingegangenen AnhÃ¶rungsrÃ¼ge
gegen den Beschluss des Senats vom 17.01.2024 â�� L 8 R 539/23. Mit diesem ist
die Berufung nach AnhÃ¶rung der Beteiligten gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 5 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) dem Berichterstatter Ã¼bertragen worden, der
zusammen mit den ehrenamtlichen Richtern entscheidet.
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https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%208%20R%20539/23
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%208%20R%20539/23
https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html


 

Â 

Zur BegrÃ¼ndung seiner RÃ¼ge fÃ¼hrt der KlÃ¤ger im Schreiben vom 04.02.2024
aus, dass ihm Schwierigkeiten und Kosten bereitet wÃ¼rden. Unter VortÃ¤uschung
einer sachgerechten Rechtsanwendung werde ihm kein rechtliches GehÃ¶r
gewÃ¤hrt. Gegen die gemeinschaftliche rechts- und verfassungswidrige
Vorgehensweise mache er nochmals Gebrauch von Art. 20 Abs. 4 Grundgesetz
(GG), dem Recht zum Widerstand gegen dieses Rechtssystem. 

Â 

Â 

II.

Â 

Die AnhÃ¶rungsrÃ¼ge des KlÃ¤gers ist unzulÃ¤ssig und daher gem. Â§ 178a Abs. 4
S. 1 SGG zu verwerfen.

Â 

Nach Â§Â 178a Abs. 1 S. 1 SGG ist auf die RÃ¼ge eines durch eine gerichtliche
Entscheidung beschwerten Beteiligten das Verfahren fortzufÃ¼hren, wenn ein
Rechtsmittel oder ein anderer Rechtsbehelf gegen die Entscheidung nicht gegeben
ist (Nr. 1) und das Gericht den Anspruch dieses Beteiligten auf rechtliches GehÃ¶r in
entscheidungserheblicher Weise verletzt hat (Nr. 2). Die RÃ¼ge muss
nach Â§Â 178a Abs. 2 S. 5 SGG die angegriffene Entscheidung bezeichnen und das
Vorliegen der in Abs. 1 S. 1 Nr. 2 genannten Voraussetzungen darlegen. Gegen eine
der Endentscheidung vorausgehende Entscheidung findet die RÃ¼ge nicht statt (Â§
178a Abs. 1 S. 2 SGG).

Â 

Der erforderlichen Darlegung ist nicht bereits dann GenÃ¼ge getan, wenn ein
Antragsteller bzw. eine Antragstellerin der Entscheidung des Gerichts mit der
Behauptung entgegentritt, es habe eine GehÃ¶rsverletzung stattgefunden.
Vielmehr bedarf es einer in sich schlÃ¼ssigen Darstellung, dass (trotz der engen
Grenzen des Prozessgrundrechts) eine Verletzung des rechtlichen GehÃ¶rs in
entscheidungserheblicher Weise vorliegt (vgl. z.B. BSG Beschl. v. 07.01.2016 â�� B
9 V 4/15 C â�� juris Rn. 8 m.w.N.). Zumindest sind im Wege einer eigenstÃ¤ndigen
Auseinandersetzung schlÃ¼ssig die UmstÃ¤nde aufzuzeigen, aus denen sich die
Verletzung des rechtlichen GehÃ¶rs durch das Gericht ergibt (vgl. z.B. BSG Beschl.
v. 28.09.2017 â�� B 10 Ã�G 18/17 C â�� juris Rn. 5 m.w.N.). Das Verfahren der
AnhÃ¶rungsrÃ¼ge dient nicht dazu, das Gericht unabhÃ¤ngig vom Vorliegen eines
GehÃ¶rsverstoÃ�es zur Ã�berprÃ¼fung einer dem RechtsmittelfÃ¼hrer
ungÃ¼nstigen bzw. ungenehmen Rechtsauffassung zu veranlassen (vgl. z.B. BSG
Beschl. v. 11.09.2009 â�� B 6 KA 1/09 C â�� juris Rn. 9). 
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https://dejure.org/gesetze/GG/20.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/178a.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/178a.html
https://juris.de/r3/document/BJNR012390953BJNE023802819/format/xsl/part/S?oi=zuMTPXdMAf&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://juris.de/r3/document/BJNR012390953BJNE023802819/format/xsl/part/S?oi=zuMTPXdMAf&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://dejure.org/gesetze/SGG/178a.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/178a.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%209%20V%204/15%20C
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%209%20V%204/15%20C
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%201/09%20C


 

Â 

Der Senat kann dahingestellt lassen, ob es sich bei seinem Beschluss zur
Ã�bertragung der ZustÃ¤ndigkeit auf den Berichterstatter nicht bereits um eine der
AnhÃ¶rungsrÃ¼ge gem. Â Â§178a Abs. 1 S. 2 SGG nicht zugÃ¤ngliche
Zwischenentscheidung handelt. Jedenfalls fehlt es an einem hinreichenden Vortrag
des KlÃ¤gers zu einer GehÃ¶rsverletzung. UmstÃ¤nde, die eine solche aufzeigen
kÃ¶nnten, hat der KlÃ¤ger nicht benannt, sondern vielmehr einen GehÃ¶rsverstoÃ�
lediglich pauschal behauptet.

Â 

Lediglich ergÃ¤nzend weist der Senat darauf hin, dass die AnhÃ¶rungsrÃ¼ge auch
unbegrÃ¼ndet ist.

Â 

Ein VerstoÃ� gegen den Anspruch auf rechtliches GehÃ¶r setzt voraus, dass ein
Beteiligter nicht hinreichend Gelegenheit gehabt hat, sich zu dem
zugrundeliegenden Sachverhalt zu Ã¤uÃ�ern und dadurch die Willensbildung des
Gerichts zu beeinflussen (vgl. z.B. LSG NRW Beschl. v. 17.10.2012 â�� L 11 SF
126/12 AB RG â�� juris Rn. 6 m.w.N.). DafÃ¼r ist â�� insbesondere im Hinblick auf
die AnkÃ¼ndigung des Senats im AnhÃ¶rungsschreiben vom 14.12.2023 â�� nichts
ersichtlich. 

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des Â§ 193
SGG.

Â 

Der Beschluss ist unanfechtbar (Â§ 178a Abs. 4 Satz 3 SGG).

Â 

Erstellt am: 10.04.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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